
EU-Beamte mit fünfstelligen
Monatsgehältern haben dazu
Anspruch auf großzügigen Ur-
laub und Überstundenaus-
gleich. Das Europaparlament
will an den Privilegien der Brüs-
seler Staatsdiener rütteln.

WILHELM HÖLKEMEIER

Wer träumte davon nicht? Eine
Vollzeitstelle mit einem Grundge-
halt von mehr als 10 000 Euro im
Monat, dazu bis zu 67 freie Tage im
Jahr, also gute 13 Wochen – da lässt
sich das Ende des Berufslebens
auch im trockenen Brüsseler Büro-
alltag fern der Heimat gut ertragen.
Nicht wenige altgediente EU-Be-
amte können sich an diesem privile-
gierten Status erfreuen, der in Zei-
ten von Finanzkrisen und staatli-
chen Sparzwängen nicht mehr ange-
bracht erscheint.

Dank des seit Anfang 2010 gelten-
den Lissabon-Vertrags, der dem Eu-
ropaparlament erstmals Mitspra-
cherechte bei der Bestallung der
EU-Staatsdiener zugesteht, rückt
dieses Thema nun ins Licht der Öf-
fentlichkeit. Im Lauf dieses Jahres
soll das Personalstatut, das die Be-
dingungen für die EU-Beschäftig-
ten festlegt, überarbeitet werden.
Gelegenheit also, einige nicht mehr
zeitgemäße Pfründe auf den Prüf-
stand zu stellen.

Denn als in den 50er-Jahren des
vergangenen Jahrhunderts mit Mon-
tanunion und EWG auch der euro-
päische öffentliche Dienst ins Le-
ben gerufen wurde, gingen die Uh-
ren noch anders. Fliegen war Luxus
und im Zeitalter der Dampflok war
es angemessen, weit von Brüssel
entfernt lebenden Beamten Sonder-
urlaub für eine Reise in die Heimat
zuzubilligen. Der wurde stufen-
weise je nach Entfernung festge-
setzt, maximal sechs Tage ab 2000
Eisenbahn-Kilometern von Brüssel.

Heute allerdings sind das südspa-
nische Sevilla und das portugiesi-
sche Lissabon von Brüssel in drei
Stunden, Rom in zwei Stunden für
jedermann per Direktflug erreich-
bar – EU-Beamte von dort genießen
gleichwohl das fast 60 Jahre alte Son-
derurlaubs-Privileg immer noch.

Die Heidenheimer Europaabge-
ordnete Inge Gräßle, CDU-Haus-
haltsexpertin in der Straßburger
Volksvertretung, staunte, als sie
durch eine Anfrage bei der EU-Ver-
waltung darauf aufmerksam wurde.
Allein durch den Sonderurlaub für
eine Heimfahrt jedes Jahr, so fand
sie heraus, gingen 2009 der Kommis-
sion 100 401 Arbeitstage verloren –
umgerechnet 530 Mitarbeiterstel-
len.

Die Verteidigung der Privilegien
des 20. Jahrhunderts allerdings hat
die Brüsseler Institutionen keines-
wegs daran gehindert, an den Fort-
schritten der Gegenwart teilzuha-
ben. So wurde für EU-Staatsdiener
2007 die „gleitende Arbeitszeit“ ein-
geführt. Damit können sich Beamte

in Brüssel oder Luxemburg zu ih-
rem regulären Urlaub bis zu 24 freie
Tage im Jahr „verdienen“.

Denn wer – es gilt die eigene Er-
fassung – mehr als 37,5 Stunden in
der Woche im Dienste der EU tätig
ist, darf die geleistete Mehrarbeit
mit zwei freien Tagen pro Monat ab-

feiern. Mehr als 40 Prozent der Spit-
zenverdiener in Brüssel, so fanden
die Haushaltskontrolleure des Parla-
ments heraus, nehmen diese Ver-
günstigung für sich in Anspruch. Da-
bei geht es um Referatsleiter, Direk-
toren und Generaldirektoren der Be-
soldungsstufen AD 12 bis AD 16.
Grundgehälter für deren unterste
Dienstalterstufe: 10 324,20 Euro
(AD12) bis 16 919,04 Euro (AD 16).
Plus 16 Prozent Auslandszuschlag.

Mitsamt regulärem Urlaubsan-
spruch auf 24 bis 30 Tage (je nach Al-
ter) und bis zu 18 bezahlten Feierta-
gen (in Deutschland sind davon nur

neun gesetzliche Feiertage) kann so
ein altgedienter EU-Bürokrat auf 67
arbeitsfreie Werktage kommen.

Dass Spitzenkräfte einen Freizeit-
ausgleich für Mehrarbeit erhalten
und Sonderurlaub plus Spesen für
eine Heimreise (egal, ob und wie sie
tatsächlich reisen), geht der Christ-
demokratin Gräßle gegen den
Strich: „Von den EU-Bürgern erwar-
tet die Kommission Fremdsprachen-
kenntnis im Job, Mobilität weltweit
und Arbeiten bis 70. Von den Mit-
gliedstaaten erwartet sie einen har-
ten Sparkurs und ein Herunter-
schneiden von Privilegien im öffent-
lichen Dienst. Und von sich selbst
erwartet sie, dass ihre Privilegien-
wirtschaft einfach so weitergeht.
Das kann man keinem Menschen er-
klären, schon gar nicht, wenn er we-
niger hat und dieses System mitfi-
nanzieren muss.“

In der Kommission reagiert man
schmallippig. Es gebe viele EU-Be-
amte, die länger arbeiteten, als sie
müssten und keinesfalls dürfe man
Gleitzeitausgleich mit Urlaub gleich-
setzen, erklärt ein Sprecher. Auch
im Europaparlament hält sich der
Eifer, die Privilegien der EU-Beam-
ten in Frage zu stellen, durchaus in
Grenzen. Denn gerade die Abgeord-
neten, ständig auf Achse zwischen
Brüssel, Straßburg und Wahlkreis,
sind auf qualifizierte Zuarbeit aus
Brüsseler Amtsstuben angewiesen.

Doch nun scheinen die Fakten
ihre Wirkung zu tun. So hat die oh-
nehin traditionell EU-kritische CSU
bei ihrer Klausurtagung in Wildbad
Kreuth Anfang Januar bereits ange-
kündigt, die Privilegien der EU-Be-
amten zu überprüfen. Steuerfreie
Zulagen, automatische Lohnerhö-
hungen und großzügiger Sonderur-
laub wurden ausdrücklich genannt.
Denn, so die Begründung, es gebe
heute genug Menschen, die als EU-
Beamte arbeiten wollten.

Bei der Münchner Sicherheits-
konferenz steht in der kommen-
den Woche neben Klassikern
auch das Thema „Cyberwar“
auf der Agenda. Konferenzlei-
ter Wolfgang Ischinger legt den
Sicherheitsbegriff weit aus.

GUNTHER HARTWIG

Herr Botschafter, bei der Münchner
Sicherheitskonferenz sind Amerika-
ner und Russen hochrangig vertre-
ten. Wird es dort neue Impulse für
die atomare Abrüstung geben, die
über den Start-Vertrag hinausge-
hen?
WOLFGANG ISCHINGER: Es ist ja
erfreulich, dass nach der Überwin-
dung der Schwierigkeiten auf ameri-
kanischer Seite das Ratifizierungs-
verfahren auch auf russischer Seite
vollzogen wurde. Damit ist der neue
Start-Vertrag unter Dach und Fach.
Nun stehen wir vor der nächsten
und in meinen Augen sehr viel kom-
plizierteren Hürde: Wie können wei-
tere Schritte der Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle eingeleitet werden,
die überfällig sind?

Was ist denn besonders dringlich?
ISCHINGER: Wir dürfen nicht ver-
gessen, dass der KSE-Vertrag zur
konventionellen Rüstung in Europa
seit Jahren in der Kurve hängt. Hier
ist noch viel gegenseitiges Ver-
trauen aufzubauen, im konventio-
nellen wie im nuklearen Bereich.

Das wird uns auf und am Rande der
Konferenz intensiv beschäftigen.

Die Zusammenarbeit zwischen der
Nato und Russland bei der geplan-
ten Raketenabwehr ist über bloße An-
kündigungen nicht hinausgekom-
men. Steckt die Initiative in der Sack-
gasse?
ISCHINGER: Ich hoffe nicht, sehe
aber, dass es entschlossener Tat-
kraft bedarf, um Fortschritte zu er-
reichen. Die Vorstellungen über
eine gemeinsame Raketenabwehr
sind bislang nicht deckungsgleich
in den beteiligten Hauptstädten.
Ich bin mit einigen Mitstreitern wie
dem früheren russischen Außenmi-
nister Sergej Iwanow und Ex-Sena-
tor Sam Nunn der Auffassung, dass
eine solche Zusammenarbeit nicht
nur von großer Symbolkraft für eine
künftige euro-atlantische Sicher-
heitsgemeinschaft wäre, sondern
dass sie auch den Vertrauensaufbau
zwischen den militärischen Estab-
lishments vorantreiben würde, der
mehr als alles andere die Koopera-
tion zwischen der Nato und Russ-
land befördert. Diese Beziehungen
müssen im Kern demilitarisiert wer-
den. Auch wenn das Ende des Kal-
ten Krieges mehr als 20 Jahre zurück-
liegt, denken wir beim Verhältnis
zwischen Russland und dem Wes-
ten immer noch überwiegend in mi-
litärischen Kategorien. Das muss
überwunden werden. Wir stehen
vor gemeinsamen Herausforderun-
gen, wie der Terroranschlag in Mos-
kau gerade wieder gezeigt hat.

Die Idee einer euro-atlantischen Si-
cherheitsgemeinschaft klingt gut.
Aber müssen angesichts ungelöster
Probleme im Kaukasus und auf dem
Balkan nicht erst die regionalen Kon-
flikte entschärft werden?
ISCHINGER: Das eine muss mit
dem anderen Hand in Hand gehen.
Es war richtig von der Bundesregie-
rung, gemeinsam mit der russi-
schen Führung eine Initiative zur
Lösung des Transnistrien-Konflikts
zu ergreifen. Das ist einer dieser
zahlreichen „eingefrorenen Kon-
flikte“ im Südosten Europas, die un-
gelöst sind. Ähnliches gilt für den
Konflikt zwischen Armenien und
Aserbeidschan, aber auch für Regio-
nen im Herzen Europas, wenn man
nur an den Kosovo denkt, der als
Staat noch nicht allgemein aner-
kannt ist. Diese Konflikte bergen Es-
kalationspotenzial, und wer wirk-
lich Frieden und Stabilität in
Europa will, muss sich auch um
diese Regionen kümmern.

Die Revolution in Tunesien kann
auf arabische Nachbarn und den Na-
hen Osten ausstrahlen. Wie brisant
ist die Lage dort?
ISCHINGER: In diesem Ereignis
liegt nicht zuletzt eine Bewährungs-
chance für die Europäische Union,
die das Geschehen im Vorfeld des
Volksaufstands nicht richtig einge-
schätzt hat, wozu sich inzwischen
sogar die französische Regierung be-
kennt. Es darf nicht der Eindruck
entstehen, dass sich die EU immer
erst an ihre menschenrechtlichen

Verpflichtungen erinnert, wenn mal
irgendwo ein Diktator zum Teufel
gejagt worden ist und man dann
ohne Angst vor den Folgen Beifall
klatschen kann. Wir müssen auch
dort, wo immer noch Zustände
nicht in Ordnung sind, die demokra-
tischen Kräfte unterstützen. Die po-
sitiven Signale der EU an die sich
entwickelnden demokratischen

Kräfte in Tunesien sind richtig, ähn-
liche Zeichen müssen an die Oppo-
sition in Weißrussland gehen.

Die Münchner Konferenz befasst
sich auch mit der Sicherheit im Inter-
net, „Cyber Security“ heißt das Zau-
berwort. In früheren Jahren ging es
schon um die Energieversorgung,
den Klimawandel und religiösen
Fundamentalismus als globale Si-
cherheitsrisiken. Franst der Sicher-
heitsbegriff nicht allmählich aus,
wenn man ihn um immer weitere
Aspekte ergänzt?
ISCHINGER: Das Gegenteil ist rich-
tig. Ich verfolge mit der Ausweitung
des Sicherheitsbegriffs auch das
Ziel, dem Eindruck von Konferenz-
gegnern und Demonstranten entge-
genzuwirken, es handele sich um
das Jahrestreffen von Kriegstreibern
und Rüstungslobbyisten. Das ist für
alle, die an der Konferenz jemals teil-

genommen haben, erkennbar
Quatsch, aber man muss es nach au-
ßen auch erklären. Deshalb kommt
der Beschäftigung mit neuen sicher-
heitspolitischen Herausforderun-
gen wie dem „Cyberwar“ oder auch
der Wirtschafts- und Finanzkrise
große Bedeutung zu.

Wie konkret ist denn die Bedrohung
aus dem Internet?
ISCHINGER: Es könnte durchaus
sein, dass es künftig möglich wird,
ohne einen einzigen Panzer in
Marsch zu setzen oder eine einzige
Bombe abzuwerfen, einem Gegner
unermesslichen Schaden zuzufü-
gen – ohne dass der Gegner weiß,
woher der Angreifer stammt und
wer das ist. Das ist gleichermaßen
eine Gefahr für Unternehmen, die
von Rivalen ausspioniert oder ange-
griffen werden, wie für Staaten und
deren Institutionen. Das ist ein
Thema, dem sich die Sicherheitspo-
litik zuwenden muss, zu verglei-
chen mit der Debatte vor einem hal-
ben Jahrhundert, als es plötzlich
denkbar wurde, dass der Weltraum
als mögliche Basis internationaler
Kriegsführung dienen kann. Heute
stellt sich die Frage, ob es internatio-
nale Abmachungen geben kann, da-
mit hier kein neuer Wilder Westen
der globalen Auseinandersetzung
entsteht. Ohne Regeln droht ein
enormes Schadenspotenzial, denkt
man zum Beispiel an eine weiträu-
mige Unterbrechung der Stromver-
sorgung oder der Luftüberwachung
durch Angriffe im Internet.

Es ist ein Novum: Als erster
Sinti wird Zoni Weisz heute vor
dem Bundestag sprechen. An-
lass ist der Holocaust-Gedenk-
tag. Der 73-Jährige verbindet
mit dieser Zeit selbst eine leid-
volle Geschichte.

ELISABETH ZOLL

„Mouzla, Mouzla, kümmere dich
gut um meinen Jungen.“ Das sind
die letzten Worte, die Zoni Weisz
von seinem Vater hört. Mouzla ist
ein niederländischer Polizist, der
im Widerstand gegen Hitler aktiv
ist. Zoni, oder Johan, wie der Bub in
offiziellen Dokumenten heißt, ein
Siebenjähriger, der in besagter Mi-
nute an jenem 19. Mai 1944 seine
ganze Familie verlor. Vater, Mutter,
Schwestern und Bruder waren in
Zugwaggons eingepfercht. Im so ge-
nannten „Zigeunertransport“
wurde die Sinti-Familie vom Polizei-
lichen Judendurchgangslager Wes-
terbork ins Konzentrationslager
Auschwitz gebracht.

Drei Tage zuvor hatten die Nazis
zum großen Schlag gegen Sinti und
Roma in den Niederlanden ausge-
holt. In landesweiten Razzien wur-
den Tausende verhaftet, auch die Fa-
milie Weisz aus Zutphen. Nur der
siebenjährige Junge war an diesem
Morgen nicht zu greifen. Er hatte
den Morgen bei einer Tante ver-
bracht, die sich in einem kleinen
Dorf versteckte.

Die Nachricht von der Verhaf-
tung seiner Angehörigen trifft Zoni
Weisz wie ein Schlag. „Es gibt keine
Wörter, die dieses Gefühl beschrei-
ben“, sagt der Niederländer heute.
„Du bist überwältigt von Angst, Pa-
nik und Verzweiflung.“

Er versteckt sich drei Tage und
drei Nächte lang im Wald, wird
dann aber aufgegriffen und in ei-
nem 30 Kilometer langen Fuß-
marsch zur Bahnstation in Assen ge-
bracht, wo der „Zigeunertransport“
einen kurzen Stopp einlegen sollte.
Zoni Weisz wäre in den Zug einge-
stiegen, in dem auch seine Eltern
waren, hätte ihm nicht ein Polizist
eingeschärft: „Wenn ich meinen
Hut abnehme, musst Du fliehen.“

Das Signal kommt, der Junge
rennt. Im Hintergrund hört er den
Ruf des Vaters. Zoni Weisz überlebt,
als einziger seiner unmittelbaren Fa-
milie. 500 000 bis eine Million Sinti
und Roma aus ganz Europa werden
in den Vernichtungslagern vergast
oder in ihren Heimatländern ermor-
det. Doch mit dem Gedenken tut
sich die Nachwelt schwer. „Es ist ein
vergessener Holocaust“, sagt Weisz.
Der heute 73-Jährige hat es sich zur

Aufgabe gemacht, an das Schicksal
der Vergessenen zu erinnern. Doch
Weisz schaut nicht nur zurück. Er
kämpft auch gegen die aktuelle Stig-
matisierung der Sinti und Roma in
Europa. Deren Ausgrenzung war
am Ende des Krieges nicht vorbei.

Weisz vergisst das nicht. Als jun-
ger Mann entdeckt er die Liebe zur
Floristik. 1962 startet er einen eige-
nen Blumenhandel, gründet bald
eine Ausstellungs- und Veranstal-
tungsagentur und zählt heute zu
den bekanntesten Vertretern der
holländischen Blumenindustrie.
Mit seinen Dekorationen hat er sich
einen Namen gemacht. Lange Zeit
arbeitet er auch für das holländi-
sche Königshaus. Königin Beatrix er-
nannte ihn 2002 zum Offizier des Or-
dens von Oranien-Nassau.

Viele Festsäle hat Weisz mit Blu-
men geschmückt. Nur bei einer An-
frage stockte er, als nämlich das nie-
derländische Parlament dem Deut-
schen Bundestag zu dessen 50-jähri-
gem Bestehen ein Blumenkunst-
werk schenken wollte. „Als Überle-
bender des Holocaust habe ich ge-
zweifelt, ob ich diesen Auftrag an-
nehmen soll.“ Er ringt sich durch
und ist heute froh darüber: „Gerade
dort, im Deutschen Bundestag,
konnte ich zeigen, dass die Nazis
uns nicht alle haben ermorden kön-
nen, und dass wir das Leben wieder
in die Hand genommen und etwas
daraus gemacht haben.“

Geht der EU-Beamte auf Reisen, zahlt der Steuerzahler oft die Rechnung. Nun sol-
len die Privilegien auf den Prüfstand.   Foto: Getty Images

Es gibt viel Eskalationspotenzial, sagt
Wolfgang Ischinger. Foto: dapd

Reden gegen
das Vergessen
Sinti-Vertreter spricht heute im Bundestag

Wolfgang Ischinger (64), ist seit 2008
Vorsitzender der Münchner Sicherheitskon-
ferenz. Der in Beuren bei Nürtingen gebo-
rene Diplomat war zuvor Planungschef
und Politischer Direktor im Auswärtigen
Amt, Botschafter in Washington und Lon-
don. Der Jurist gilt als international bes-
tens vernetzt und machte sich einst als ei-
ner der Väter des Dayton-Abkommens um
den Frieden auf dem Balkan verdient.  gha

Als erster Vertreter der Sinti wird Zoni
Weisz heute im Bundestag reden. Anlass
ist der Gedenktag für die Opfer des Natio-
nalsozialismus, der am 27. Januar, dem
Tag der Befreiung des Konzentrationsla-
gers Auschwitz 1945, begangen wird. In
Berlin steht er diesmal im Zeichen der Ver-
folgung von Sinti und Roma. Bundespräsi-
dent Christian Wulff reist zur Gedenkfeier
nach Polen und wird dort – als erster Bun-
despräsident – eine Rede halten.  eb

Einkommen, Urlaub und
alle sonstigen Leistungen
für die etwa 45 000 Be-
schäftigten der EU werden
im Personalstatut geregelt.
Gehaltserhöhungen folgen
mit einer zeitlichen Verzöge-
rung der Gehaltsentwick-
lung in den EU-Mitglied-
staaten.

Die EU-Kommission wird
2011 einen Vorschlag zur
Überarbeitung des Personal-
statuts vorlegen. Erstmals
hat dabei aufgrund des Lis-
sabon-Vertrags das Europa-
parlament ein Mitsprache-
recht. Das erhöht die Bri-
sanz des bisher eher diskret
behandelten Themas.

Erst im Dezember haben
die EU-Beamten eine Ge-
haltserhöhung von 3,7 Pro-
zent für 2009 vor dem Euro-
päischen Gerichtshof erstrit-
ten. Wegen der Finanzkrise
wollten die Mitgliedstaaten
eigentlich den Aufschlag
halbieren, unterlagen aber
vor Gericht.  Hö

Einen neuen Wilden Westen verhindern
Sicherheitskonferenz-Leiter Wolfgang Ischinger über Abrüstung, Krisenherde und die Gefahren eines Cyber-Krieges

Bestens vernetzt

Holocaust-Gedenktag

Brüsseler Urlaubsparadies
Bis zu 67 freie Tage im Jahr – EU-Beamte müssen um Pfründe fürchten

Der einzige Überlebende seiner Fami-
lie: Zoni Weisz. Foto: Rogier Fokke

Für Überstunden
gibt es bis zu 24
Ausgleichstage

Das Personalstatut wird 2011 überarbeitet

„Kein Jahrestreffen
von Kriegstreibern
und Rüstungslobby“
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